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Die Kommentarnutzung insbesondere im Assessorexamen 
und während des Referendariats
Bohnen, JA 2013, 450

Die Nutzung bestimmter Kommentare im Assessorexamen ist in allen Bun-
desländern erlaubt. Die Prüfungskandidaten haben damit neben den Geset-
zessammlungen ein weiteres Hilfsmittel zur Hand. Bei richtiger Nutzung
spendet es ohne Zweifel einen Segen, den man gerne bereits im ersten Exa-
men gehabt hätte. Andererseits kann eine falsche Nutzung schnell zum Fluch
werden. 

Zur Übung der Arbeit mit dem Kom-
mentar können die in den Arbeitsge-
meinschaften ausgegebenen Klausuren
verwendet werden, allerdings sind diese
nicht immer aktuell – der Autor dieses
Beitrags hat von einem AG-Leiter Klau-
suren erhalten, die oft 25 bis 30 Jahre alt
waren.

Es gilt daher, die richtige Nutzung der zugelassenen Kommentare zu erler-
nen. Dies braucht – wie auch die Aneignung der Rechtskenntnisse und der
formellen Anforderungen an die verschiedenen Klausurtypen – Zeit und
Übung. Es kann daher nicht schaden, bereits im Studium gelegentlich die zum
Lehrbuch oder Skript passenden Stellen (auch) in den zum Assessorexamen
zugelassen Kommentaren zu suchen und zu überfliegen. Mit Beginn des Refe-
rendariats sollte man sodann neben Lehrbüchern und Skripten zur Prüfungs-
vorbereitung andauernd und – etwas anderes kann für die Anfertigung der
praktischen Arbeiten in den Stationen gelten – nur noch auf die zugelassenen
Kommentare zurückgreifen.

Bohnen liefert in seinem Aufsatz hierfür eine wertvolle Anleitung. Anders als
Ausführungen zu einzelnen Problemen eines einzelnen Rechtsgebiets hat die-
se Anleitung für jeden denkbaren Prüfungsinhalt des zweiten Examens die
gleiche hohe Relevanz. Ihre Bedeutung für die Vorbereitung auf das Assessor-
examen kann nicht genug betont werden.

Zunächst ist zu ermitteln, welche Kommentare im jeweiligen Bundesland
zugelassen sind und ob diese für die Examensklausuren mit Randbemer-
kungen versehen werden dürfen.

In immer mehr Assessorkursen von Alp-
mann Schmidt sind die Kommentare in
aktueller Auflage im Kurspreis enthalten.

Sodann stellt sich die Frage, wie viel seiner geringen Unterhaltsbeihilfe der
Referendar in die Kommentare investieren sollte. Dass sämtliche Investiti-
onen als Werbungskosten bei der Einkommensteuererklärung angegeben
werden können, ist sicherlich nur ein schwacher Trost. 

Auch während des Referendariats schadet es nicht, die aktuellste Auflage
zu benutzen. Wer die damit verbundenen Kosten scheut, kann sich um ge-
brauchte Exemplare bemühen. 

Zu den Klausuren sind aktuelle Auflagen absolute Pflicht. Jedenfalls in Län-
dern, in denen Randbemerkungen erlaubt sind, sollte man ein eigenes Ex-
emplar erwerben, und zwar so rechtzeitig, dass man die Randbemerkungen
aus dem bisher benutzten Exemplar übertragen kann. In den übrigen Län-
dern gilt es abzuwägen, ob man die Sicherheit und den Komfort eines eige-
nen Exemplars den auch nicht geringen Kosten einer Anmietung opfert.

Die Kommentare ergänzen das eigene Wissen, sie ersetzen es nicht. In ei-
ner Examensklausur ist nicht genug Zeit, andauernd im Kommentar zu
blättern. 

Wie auch im ersten Examen müssen Struktur, Systematik und wichtige
Probleme sowohl des prozessualen als auch des materiellen (!) Rechts
maximal nach einem kurzen Blick ins Gesetz abrufbar sein. Der Kommentar
liefert ohnehin oft nur das Ergebnis, nicht aber die für eine hohe Benotung
wichtigen Argumente. Er dient dann allenfalls der Rückversicherung, ob der
eigene Ansatz dem der Rspr. im Ergebnis entspricht. 

Die nötigen Rechtskenntnisse müssen
– soweit bereits vorhanden – nur reakti-
viert, im Übrigen neu erworben werden.
Dabei ist es auch im materiellen Recht
nur bedingt ratsam, auf die Lernmateria-
lien zum ersten Examen zurückzugrei-
fen, denn im Assessorexamen gelten
andere Schwerpunkte. So sind etwa
das Mäklerrecht oder die Blockierstel-
lung hinsichtlich der Herausgabe einer
beschlagnahmten Sache als erlangtes
Etwas i.S.d. §§ 812 ff. BGB für das erste Ex-
amen von geringer Bedeutung, im zwei-
ten Examen hingegen Dauerbrenner.
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Nur bei Schwerpunkten der Klausur, die besonders problematisch sind oder
aus entlegenen Bereichen stammen, ist eine vertiefte Lektüre des Kommen-
tars ratsam. Aber auch hier gilt es, auf einen einzelnen Punkt nicht zu viel
Zeit zu verwenden und sich notfalls trotz innerer Unzufriedenheit dem
nächsten Punkt zu widmen.

Echte Entlastung bringt der Kommentar daher vor allem, wenn eine lange
Definition unbekannt ist und als Lieferant eines Prüfungsschemas (oft fett-
gedruckte Worte am Anfang eines Gliederungspunktes) insbesondere hin-
sichtlich der Zulässigkeitsvoraussetzungen einer Klage.

Gelegentlich weicht der Kommentar von der Rspr. ab. 

Soweit der Grund hierfür eine seit längerem bestehende abweichende An-
sicht des Autors ist, wird dies meistens gekennzeichnet, allerdings manch-
mal nur versteckt in einer Fußnote oder Klammer („a.A.: BGH…“). 

Eine andere Ursache kann natürlich eine aktuelle Entscheidung sein, die in
der aktuellen Auflage des Kommentars noch nicht berücksichtigt wurde
und womöglich gerade deshalb Inhalt einer Examensklausur ist. Gerade
dann ist es wichtig, die wesentlichen Inhalte aktueller Entscheidungen zu
kennen.

Der Inhalt der Kommentare ist weitaus umfangreicher, als man es zu-
nächst meint.

So sind auch andere als die im Titel erwähnten Gesetze kommentiert, etwa
im Palandt das AGG oder im Thomas/Putzo und Meyer-Goßner das GVG. Der
Thomas/Putzo enthält eine Fülle von unterstrichenen Formulierungsvor-
schlägen für Anträge. Der Palandt enthält am Ende vieler Kommentierun-
gen Ausführungen zur Beweislast.

Hinzu kommt das, was Bohnen als „versteckte Fundstellen“ bezeichnet.
Gemeint sind Kommentierungen, die man an der jeweiligen Stelle nicht so-
fort vermutet. So nennt der jeweilige Autor des Palandt (72. Auflage 2013)
etwa einen Überblick über verkehrstypische und typengemischte Verträge
(Überbl v § 311 Rdnr. 12, 16 ff.), über das Entgeltsfortzahlungsgesetz (§ 616
Rdnr. 17 ff.) und sogar über das Staatshaftungsrecht (Überbl v § 903 Rdnr.
4 ff., § 906 Rdnr. 39 ff.). Eine Tabelle mit den wichtigsten versteckten Fund-
stellen liefert Bohnen am Ende seines Aufsatzes.

Dr. Jan Stefan Lüdde
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	Vom Gefahrenverdacht zu unterscheiden ist die sog. Anscheinsgefahr, bei der ebenfalls eine Gefahr objektiv nicht vorliegt, aber Anhaltspunkte bestehen, die zwingend den Schluss auf das Vorliegen der Gefahr zulassen.
	Ebenso Cosack/Enders DVBl. 2011, 1446, 1147.
	Der während des Moratoriums beschlossene Ausstieg aus der Atomenergie stellt dagegen nach h.M. eine verhältnismäßige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG) dar, nach a.A. liegt eine mangels Entschädigung rechtswi...


	04 Rep
	Herausgabeansprüche (Rückzahlung)
	Die wichtigsten Anspruchsgrundlagen im Überblick
	Demgegenüber wird beim Schadensersatz statt der Leistung zwischen einer anfänglichen Unmöglichkeit (§ 311 a BGB) und einer nachträglichen Unmöglichkeit (§ 283 BGB) unterschieden.
	Der Rücktritt ist auch dann unwirksam, wenn der Anspruch auf Leistung oder Nacherfüllung verjährt ist und der Schuldner sich hierauf beruft, § 218 Abs. 1 S. 1 BGB. Die Vorschriften über die Verjährung finden auf den Rücktritt unmittelbar keine...
	Streitig ist, wann die Privilegierung auf eigenübliche Sorgfalt im Fall eines gesetzlichen Rücktrittsrechts nach § 346 Abs. 3 Nr. 3 BGB greifen soll: Nach h.M. greift die Privilegierung nur bis zur Kenntnis vom Rücktrittsgrund.
	Der Geschäftsführer muss alles herausgeben, was er zur Ausführung erhalten und was er aus der Geschäftsführung erlangt hat.
	Der Geschäftsherr kann dem Bereicherungsanspruch durch Genehmigung der Geschäftsführung gemäß § 684 S. 2 BGB entgehen, muss dann aber sogar Aufwendungsersatz nach § 683 BGB leisten.
	Umstritten ist, ob der Eigentümer vom mittelbaren Besitzer wahlweise auch die Herausgabe der Sache verlangen kann. Dagegen spricht, dass nach § 985 BGB stets nur eine „Auskehrung“ des vorhandenen Besitzes verlangt werden soll. Aus Gründen der ...
	Konkurrenzen von § 985 BGB zu anderen Herausgabeansprüchen
	Andere Einwendungen (z.B. auch, dass der fehlerhafte Besitzer Eigentümer sei) sind ausgeschlossen. Grund: Auch der Eigentümer soll sich nicht durch verbotene Eigenmacht in Besitz seiner Sache bringen, sodass Faustrecht verhindert wird.
	Auch außerhalb des Deliktsrechts sollte man immer auch anspruchskonkurrierend an einen Herausgabeanspruch aus einer Schadensersatzanspruchsgrundlage denken – wenngleich hier der Anwendungsbereich recht gering ist.



	05 Examensvorbereitung
	Die Kommentarnutzung insbesondere im Assessorexamen und während des Referendariats
	Bohnen, JA 2013, 450
	Zur Übung der Arbeit mit dem Kommentar können die in den Arbeitsgemeinschaften ausgegebenen Klausuren verwendet werden, allerdings sind diese nicht immer aktuell – der Autor dieses Beitrags hat von einem AG-Leiter Klausuren erhalten, die oft 25 b...
	In immer mehr Assessorkursen von Alpmann Schmidt sind die Kommentare in aktueller Auflage im Kurspreis enthalten.
	Die nötigen Rechtskenntnisse müssen – soweit bereits vorhanden – nur reaktiviert, im Übrigen neu erworben werden. Dabei ist es auch im materiellen Recht nur bedingt ratsam, auf die Lernmaterialien zum ersten Examen zurückzugreifen, denn im As...



	06 ZivilR Check
	07 StrafR Check
	Strafrecht
	1. Kann eine zunächst öffentliche Verkehrsfläche (§§ 142, 315 b ff. StGB, § 21 StVG) auch zu einer „nicht- öffentlichen“ Fläche werden?
	2. Wie berechnet sich der Vermögensschaden/Vermögensnachteil bei einem täuschungsbedingt erlangten Darlehen?
	3. Unter welchen Voraussetzungen trifft einen Rechtsanwalt – speziell bei der Beauftragung zur Einziehung und Durchsetzung einer Forderung – eine Vermögensbetreuungspflicht i.S.v. § 266 Abs. 1 Alt. 2 StGB?
	4. Nach welchen Vorschriften kann im Strafprozess ein Beweisantrag auf Einholung eines Sachverständigengutachtens abgelehnt werden?
	5. Welche Begründung muss ein Beschluss enthalten, mit dem ein Sachverständigenbeweisantrag mit eigener Sachkunde abgelehnt wird?
	6. Welche Rolle spielt eine Hemmschwelle für die Vorsatzfeststellung?
	7. Was ist und welche Bedeutung hat eine „Scheinmittäterschaft“?


	08 ÖR Check
	Öffentliches Recht
	1. Wann entfalten Grundrechte eine sog. Drittwirkung im Privatrecht?
	2. Welche Konsequenz ergibt sich aus der mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte im Mietrecht?
	3. Müssen Bundesbehörden bei ihrer Tätigkeit landesrechtliche Vorschriften beachten?
	4. Wer ist für das Presserecht gesetzgebungsbefugt?
	5. Wann stellt die automatisierte Kennzeichenerfassung einen Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung dar?
	6. Welche Prüfungsreihenfolge ergibt sich i.d.R. bei formellen Fehlern?
	7. Was ist der Unterscheid zwischen einer Anscheinsgefahr und einem Gefahrenverdacht?


	471-472.pdf
	Die Kommentarnutzung insbesondere im Assessorexamen und während des Referendariats
	Bohnen, JA 2013, 450
	Zur Übung der Arbeit mit dem Kommentar können die in den Arbeitsgemeinschaften ausgegebenen Klausuren verwendet werden, allerdings sind diese nicht immer aktuell – der Autor dieses Beitrags hat von einem AG-Leiter Klausuren erhalten, die oft 25 b...
	In immer mehr Assessorkursen von Alpmann Schmidt sind die Kommentare in aktueller Auflage im Kurspreis enthalten.
	Die nötigen Rechtskenntnisse müssen – soweit bereits vorhanden – nur reaktiviert, im Übrigen neu erworben werden. Dabei ist es auch im materiellen Recht nur bedingt ratsam, auf die Lernmaterialien zum ersten Examen zurückzugreifen, denn im As...






